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A.R. ______________ 

AN DAS FRIEDENSGERICHT  
__________________ 

 

 

Antrag auf Schlichtung außerhalb eines streitigen Verfahrens 

 

Die/Der unterfertigte             

geboren am    in      

Steuernummer __________________________________________________________________ 

wohnhaft in   PLZ    

Straße/Platz  Tel.    

Fax oder E-Mail für eventuelle Mitteilungen      

erklärt Folgendes (die Tatbestände vorbringen, aufgrund deren der Friedenrichter ersucht wird, ein 

Schlichtungsverfahren einzuleiten): 

_____________________________________________________________________________ 
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Die/Der Unterfertigte erklärt  im Sinne und für die Wirkungen des Art. 14 des DPR Nr. 115/2002, 

dass der Wert dieses Verfahrens _________________ Euro entspricht, weshalb zum Zeitpunkt 

der Hinterlegung dieses Antrags ein Einheitsbeitrag in Höhe von ______________ Euro 

eingezahlt wird. 

Dies vorausgeschickt, ersucht der/die Unterfertigte den Friedensrichter, die nachstehenden Personen 

zu bestellen (Personalien und Anschrift der Gegenparteien angeben): 

      

      

      

      

      

      

      

      

und im Sinne des Art. 322 der ZPO und der Art. 68 und 69 DfB. ZPO die Parteien vor sich zu 

laden, um die Schlichtung außerhalb eines streitigen Verfahrens vorzunehmen und – wenn die 

Gegenpartei nicht erscheint – dies im Protokoll zu beurkunden. 

 

Ort und Datum        

 

        

Unterschrift der Rekursstellerin/des Rekursstellers 

 
 
 
 
 
Anmerkungen: Dieser Vordruck kann – falls erforderlich – ergänzt oder geändert werden. 
  Der Antrag muss die sogenannte ERKLÄRUNG ÜBER DEN WERT des Verfahrens enthalten und 

zum Zeitpunkt seiner Hinterlegung muss der sogenannte EINHEITSBEITRAG eingezahlt werden. 
  Für die korrekte Abfassung des Antrags, die Feststellung des Wertes, die Festlegung des 

einzuzahlenden Betrags und die diesbezüglichen Zahlungsmodalitäten muss das gebietsmäßig 
zuständige Friedensgericht im Voraus kontaktiert werden. 

 
 

 


